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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Organisation und Finanzen Datum: 11.08.2020 

Aktenzeichen: 1/11111-06 - fa Vorlage Nr. 1-3005/20/14-227 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat 26.11.2020 öffentlich Entscheidung 

 

Solidarpakt Regenerative Energien für gemeindeeigene Flächen in der VG Obere Kyll -  Änderung 
des Vertrages 
 
Sachverhalt: 
 
Im Rahmen der Flächennutzungsplanung in der damaligen Verbandsgemeinde Obere Kyll haben sich die 14 
Ortsgemeinden im September 2013 auf einen Solidarpakt regenerative Energien für Gemeindeflächen in 
der VG Obere Kyll verständigt (siehe Anlage 1). 
 
Dieser Solidarpakt wurden zwischen den 14 Ortsgemeinden abgeschlossen und hat in dieser Form auch 
weiterhin Gültigkeit bis zum 31.12.2042. Änderungen an diesem Vertrag bedürfen der Zustimmung aller 14 
Ortsgemeinden. 
 
Die Verbandsgemeinde Gerolstein ist dazu verpflichtet, eine neue Flächennutzungsplanung für die fusio-
nierte Verbandsgemeinde aufzustellen. Auf Grund dieser Verpflichtung wurde in diesem Jahr der Aufstel-
lungsbeschluss für die Teilfortschreibung Erneuerbare Energien gefasst. Die Teilfortschreibung erstreckt 
sich auch auf den Geltungsbereich des rechtskräftigen Flächennutzungsplanes für den Bereich der ehem. 
VG Obere Kyll. 
 
Erste Beratungen zur Teilfortschreibung des Flächennutzungsplanes haben in den Gremien stattgefunden. 
Danach werden voraussichtlich in weiteren Regionen der Verbandsgemeinde Gerolstein neue Eignungsflä-
chen für erneuerbare Energien ausgewiesen. Aus diesem Grund soll der Solidaritätsgedanke, der der Ver-
einbarung in der ehem. VG Obere Kyll zugrunde lag, auf das gesamte Gebiet der neuen VG Gerolstein aus-
gedehnt und in einem neuen Solidarpakt übergeleitet werden.   
 
Eine Herausforderung bei diesem Ansatz stellt der weiterhin gültige Solidarpakt für das Gebiet der ehemali-
gen Verbandsgemeinde Obere Kyll dar. Die VG-Verwaltung strebt an, zunächst mit den betroffenen 14 Ge-
meinden eine Modifizierung des bestehenden Solidarpaktes zu vereinbaren und anschließend einen neuen 
Solidarpakt mit allen 38 Städten / Gemeinden der neuen Verbandsgemeinde Gerolstein auszuhandeln.   
 
Die VG-Verwaltung schlägt den Ortsgemeinden folgende Modifizierung des bestehenden Vertrages vor: 

- Der „Solidarpakt Regenerative Energien“ wird mit dem Stand 31.12.2020 „eingefroren“ und behält 
in der Form seine Gültigkeit entsprechend dem ursprünglichen Vertrag bis mindestens 31.12.2042. 

- Dies bedeutet, dass alle Einnahmen aus Pachtverträgen, die zu Einzahlungen in den bestehenden 
Solidarpakt führen, weiterhin unverändert nach der bisherigen Vereinbarung verteilt werden. Diese 
belaufen sich derzeit auf rd. 217.000 € jährlich. 

- Ausschließlich Einnahmen aus Pachtverträgen, die nach dem 01.01.2021 aufgrund des neuen Flä-
chennutzungsplanes geschlossen werden, sollen in den neuen Solidarpakt fließen und unter allen 
Städten und Gemeinden der VG Gerolstein verteilt werden. 

 
Ein Entwurf eines 1. Nachtrages zum „Solidarpakt Regenerative Energien für gemeindeeigenen Flächen in 
der VG Obere Kyll“ ist als Anlage 2 beigefügt. Aus Gründen der Vereinfachung erfolgt die Vertragsänderung 
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im Rahmen einer Negativabgrenzung, die inhaltlich zu den o. g. Ergebnissen führt. 
 
Die Gespräche mit allen 38 Ortsgemeinden / Städte zur Vereinbarung eines neuen Solidarpaktes werden in 
den nächsten Wochen anlaufen – das Ergebnis dieser Verhandlungen ist offen. Aus diesem Grunde soll die 
Zustimmung zu diesem Nachtrag vorbehaltlich des Abschlusses eines neuen Solidarpaktes erteilt werden. 
Sollte zwischen den 38 Ortsgemeinden / Städten keine Einigkeit über einen neuen Solidarpaktvertrag ab 
dem 01.01.2021 erzielt werden, behält die bestehende Vereinbarung der 14 Ortsgemeinden ihre unverän-
derte Gültigkeit.   
 
Die Vereinbarung über einen neuen Solidarpakt auf dem Gebiet der VG Gerolstein muss zu einem späteren 
Zeitpunkt in allen Stadt-/Ortsgemeinderäten beraten und beschlossen werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsgemeinderat stimmt dem beigefügten Vertragsentwurf in der vorgelegten Fassung zu. Die Be-
schlussfassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass auf dem Gebiet der Verbandsgemeinde Gerolstein mit 
allen 38 Ortsgemeinden / Städten eine Vereinbarung über einen neuen Solidarpakt für erneuerbare Ener-
gien abgeschlossen wird. 
 
 
 
 
Anlage 1 - Solidarpakt Obere Kyll 
Anlage 2 - Nachtrag Solidarpakt Obere Kyll, Entwurf-Überarbeitung 
 
 
 
 



SOLIDARPAKT 

REGENERATIVE ENERGIEN 

FÜR GEMEINDEEIGENE FLÄCHEN 

IN DER VG OBERE KYLL 

Verbandsgemei'nde 
Obere Kyll 

TOP Ö  4TOP Ö  4



Die Ortsgemeinden 

Birgei, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Günter Klinkhammer 

Esch, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Edi Schell 

Feusdorf, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Franz-Josef Hilgers 

Gönnersdorf, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Walter Schmidt 

Hallschlag, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Hans-Jürgen Breuer 

Jünkerath, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Rainer Helfen 

Kerschenbach, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Walter Schneider 

Lissendorf, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Lothar Schun 

Ormont, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Cornelius Dahm 

Reuth, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Ewald Hansen 

Scheid, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Wilhelm Heinzius 

Schü11er, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Guido Heinzen 

Stadtkyll, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Harald Schmitz 

Steffeln, vertreten durch Herrn Ortsbürgermeister Werner Schweisthal 

schließen 

folgende Vereinbarung: 
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Präambel 

Bedingt durch die Energiewende ist vorgesehen, im Bereich der Verbandsgemeinde Obere 
Kyll durch die Fortschreibung des Flächennutzungsplanes weitere Vorranggebiete für die 
Windkraftnutzung und Photovoltaik darzustellen. Dies hat zur Folge, dass zu den bereits er­
richteten Windkraft- und Photovoltaikanlagen weitere Windkraft- und Photovoltaikanlagen 
errichtet werden können. Durch diese Vereinbarung sollen Regelungen getroffen werden, die 
zu einem fairen und gerechten Interessensausgleich der Ortsgemeinden untereinander bei­
tragen. Das Ziel bei raumbedeutsamen Anlagen sollte sein, mit wenigen, dafür aber hochef­
fizienten Anlagen den Beitrag unserer Verbandsgemeinde bei den erneuerbaren Energien zu 
leisten. 

Wegen der hohen Raumbedeutung, dem Eingriff in das Landschaftsbild, der über die eigene 
Gemarkung hinauswirkt und der Notwendigkeit des Anschlusses an das überörtliche Ener­
gienetz erscheint es dem Verbandsgemeinderat aus Gründen der Solidarität angemessen, 
hier durch eine einvernehmliche Vereinbarung aller Ortsgemeinden zu einem gerechten Vor­
teils- und Lastenausgleich bei der Errichtung und bei dem Betrieb von Anlagen zur Energie­
erzeugung mit erneuerbaren Energien zu kommen. 

Mit dem Abschluss dieser Vereinbarung unterstützen die Gemeinden eine menschen- und 
naturverträgliche Umsetzung der erneuerbaren Energien in einer geregelten Entwicklung mit 
Konzentration auf gut geeigneten Standorten. 

§1 
Begriffsbestimmung 

(1) Durch diesen Vertrag wird die teilweise Verteilung der Pachteinnahmen, die die Gemein­
den für die Verpachtung eigener Grundstücke für die Windkraft- und Photovoltaiknutzung 
erhalten, geregelt. 

(2) Sollten Pachteinnahmen aus Standortverpachtungen für andere Anlagen (z.B. Standort 
einer Biogasanlage) zur Gewinnung von regenerativer Energie erzielt werden, ist dieser 
Vertrag auch für die hieraus erzielten Pachteinnahmen anzuwenden. Gleiches gilt für er­
forderliche Verpachtungen für notwendige Nebeneinrichtungen zur Erzeugung und zum 
Abtransport der regenerativ erzeugten Energie (z.B. Umspannwerke). 

§2 
Pachtverteilungsschlüssel 

(1) Die an diesem Solidarpakt beteiligten Gemeinden geben einen Teil ihrer Einnahmen, die 
sie durch die Verpachtung gemeindeeigener Grundstücke für die Erzeugung regenerati­
ver Energie erzielen, ab. Die Regelung gilt jedoch nur für Grundstücke, die sich im Be­
reich der Verbandsgemeinde Obere Kyll befinden. Für Grundstücke, die sich nicht im Ei­
gentum der beteiligten Gemeinden befinden, gilt diese Vereinbarung nicht. Die abgege­
benen Pachteinnahmen fließen in die Haushalte der vertragsbeteiligten Ortsgemeinden. 
Es gilt der nachfolgend aufgeführte Verteilungsschlüssel: 

(2) Von den jährlich erzielten Pachteinahmen sind 22,5 % in den Topf des Solidarpaktes 
abzuführen. 
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(3) Dieser Topf des Solidarpaktes wird zwischen allen vertragsbeteiligten Gemeinden nach 
den folgenden 3 Kriterien, welche jeweils zu einem 1/3 aus dem Topf bedient werden, 
verteilt: 
a) Ein Drittel wird auf alle vertragsbeteiligten Gemeinden in gleichen Teilen ausgeschüt­

tet. 
b) Ein Drittel wird im Verhältnis der Zahl der Einwohner mit Hauptwohnsitz zum Stichtag 

31.12. des jeweiligen Jahres verteilt. 
c} Das letzte Drittel wird im Verhältnis der Fläche der Ortsgemeinden aufgeteilt. 

§3 
Anwendung 

(1) Dieser Vertrag findet auf alle gemeindlichen Grundstücke Anwendung, auf denen im Ge­
biet der Verbandsgemeinde Obere Kyll Anlagen zur Erzeugung von regenerativer Ener­
gie (sowie deren erforderlichen Nebenanlagen) errichtet werden und wo dafür als Gegen­
leistung eine Pacht gezahlt wird. 

(2) Ausgeschlossen von dieser Regelung sind die Anlagen, die bereits zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieser Vereinbarung auf gemeindeeigenen Grundstücken errichtet gewesen 
sind sowie die Erneuerung von bestehenden Anlagen (Repowering) in den bisherigen 
Vorrangflächen des Flächennutzungsplanes (vor der Teilfortschreibung des Fläche­
nnutzungsplanes im Jahre 2013). 

§4 
Verpachtung von Grundstücken 

Die Gemeinden fühlen sich den Grundsätzen und Zielen der Energiewende verpflichtet. Sie 
bekräftigen die Absicht, Flächen zur Erzeugung regenerativer Energie zur Verfügung zu steI­
len, soweit ihre eigenen Ziele damit vereinbar sind. 

§6 
Einnahmen 

Andere Einnahmen (z. B. Gewerbesteuer, Zuwendungen aus Gestattungen, Nutzungsent­
schädigungen für Wirtschaftswege für Kabel oder Sondernutzungen, usw.) in Zusammen­
hang mit der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energie 
auf den gemeindeeigenen Grundstücken innerhalb des Bereiches der Verbandsgemeinde 
Obere Kyll fallen nicht unter die Regelungen dieser Vereinbarung. 

§7 
Laufzeit des Vertrages, Kündigung 

(1) Dieser Vertrag tritt am 01.01.2013 in Kraft und hat eine Laufzeit von 30 Jahren. Der Ver­
trag verlängert sich stillschweigend jeweils um weitere 5 Jahre, wenn er nicht spätestens 
2 Jahre von Ende der Vertragslaufzeit gekündigt wird. Während der Laufzeit des Vertra­
ges ist die Aufhebung möglich, wenn sie übereinstimmend von allen Vertragsparteien ge­
fordert wird. 
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(2) Entgegen den Regelungen in § 7 Abs. 1 endet dieser Vertrag, wenn durch ein Landesge­
setz die Teilung der Verbandsgemeinde Obere Kyll normiert wird und die vertragsunter­
zeichnenden Ortsgemeinden mindestens 'zwei neuen Verbandsgemeinqen zugeordnet 
werden. Als konkreter Zeitpunkt für die Beendigung des Vertrages wird der im Landesge-

. setz festgeschriebene Zeitpunkt der Auflösung der VG Obere Kyll definiert. 

§8 
Salvatorische Klausel 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein 
oder nach Vertragsabschluss unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vertrags­
abschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des 
Vertrages im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung treten, deren Wirkun­
gen der Zielsetzung am nächsten kommen, die die Vertragsparteien mit der unwirksamen 
bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. . 

(2) Sofern eine gesetzliche Änderung dahingehend eintreten sollte, dass die Einnahmen 
aus der Standortverpachtung bei der Berechnung der Umlagegrundlagen berücksichtigt 
werden, ist der § 2 neu zu verhandeln. 

§9 
Fälligkeit 

Die nach diesem Vertrag zu leistenden Zahlungen I Aufteilungen sind jeweils fällig zum 
31.03. des auf das Geschäftsjahr folgenden Jahres. 

§ 10 , 
Schlussbestimmung 

Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Jeder Vertragsbeteiligte erhält eine 
Kopie der Originalausfertigung. Die Originalausfertigung verbleibt bei der Verbandsgemeinde 
Obere Kyll . . 
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Nachtrag zum 

 

„Solidarpakt regenerative Energien für gemeindeeigene Flächen 

 

in der VG Obere Kyll“ 

 

von September 2013 

 

 

Die Ortsgemeinden 

 

….., vertretend durch Ortsbürgermeister … 

….. 

 

 

vereinbaren folgende Vertragsänderung 

 

 

Präambel 

 

Nach dem Zusammenschluss der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll erfolgt 

eine Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für die gesamte Verbandsgemeinde. Im ersten Schritt 

erfolgt die Teilfortschreibung für den Bereich der erneuerbaren Energien. Die bisherigen Planungen 

und Beratungen zeigen auf, dass in verschiedenen Regionen der VG Gerolstein neue Eignungsflächen 

für regenerative Energien ausgewiesen werden können. 

Damit der Grundgedanke dieses Solidarvertrages, in einem neuen Vertrag für die neu ausgewiesenen 

Eignungsflächen auf das neue Verbandsgemeindegebiet ausgedehnt werden kann, soll der im Gebiet 

der ehem. VG Obere Kyll bestehende Vertrag wie folgt modifiziert werden. 

 

 

§ 3 – Anwendung 

 

Es wird folgender neuer Absatz im § 3 eingefügt: 

 

(3) Ausgeschlossen von dieser Regelung sind des weiteren Anlagen, die auf Eignungsflächen errichtet 

werden, welche erstmalig in der Flächennutzungsplanung der VG Gerolstein ausgewiesen und / oder 

erst nach dem 01.01.2021 fertiggestellt werden. Für Anlagen, die keiner Ausweisung als Eignungsflä-

chen bedürfen wird ausschließlich auf die Fertigstellung nach dem 01.01.2021 abgestellt. 

 

 

 

………………, den ______________________ 

 

für die Ortsgemeinde  

 

 

 

_________________________  
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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Bauen und Umwelt Datum: 16.11.2020 

Aktenzeichen:  Vorlage Nr. 2-2576/20/14-231 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat 26.11.2020 öffentlich Entscheidung 

 

Bauordnungsrechtliche Abweichung Dachform 
 
Sachverhalt: 
 
Für die Gemarkung Hallschlag, Flur 10, Parzelle 116/1 liegt ein Antrag zum Neubau eines Einfamilienwohn-
hauses vor. Hierin ist ein Antrag auf bauordnungsrechtliche Abweichung bzgl. Dachform (Walmdach) und 
Dachneigung (22 °) enthalten. 
 
Für das Vorhaben ist der Bebauungsplan „Auf dem großen Pesch“ anzuwenden. 
 
Da im Bereich dieses Bebauungsplanes bereits andere Dachformen und Dachneigungen vorhanden sind 
wird die Abweichung seitens der Verwaltung befürwortet. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag auf bauordnungsrechtliche Abweichung in Bezug auf die Dachform (Walmdach) und Dachnei-
gung (22 °) wird zugestimmt. 
 
 
Sonderinteresse/Ruhen des Stimmrechts: 
 
Es wird auf die Bestimmungen des § 22 Gemeindeordnung hingewiesen.  
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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Bauen und Umwelt Datum: 17.11.2020 

Aktenzeichen:  Vorlage Nr. 2-2577/20/14-233 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat 26.11.2020 öffentlich Entscheidung 

 

Bebauungsplan Campingplatz Kronenburger See - Abwägung und Satzungsbeschluss 
 
Sachverhalt: 
 
Der Ortsgemeinderat Hallschlag hat in seiner Sitzung am 03.09.2020 beschlossen, den Bebauungsplan 
„Campingplatz Kronenburger See“ erneut zu ändern.  Dieser Beschluss wurde am 11.09.2020 öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Das Plangebiet ist aus dem nachfolgenden Ausschnitt aus der Flurkarte ersichtlich: 
 

 
 
Durch die 4. Änderung des Bebauungsplanes soll zusätzlich zu dem bereits bestehenden Sanitärgebäude im 
östlichen Abschnitt des Areals nun ein weiteres Sanitärgebäude westlich des Zentralgebäudes entstehen.   
 
Der Bebauungsplan wurde am 03.09.2020 als Entwurfsfassung beschlossen. Die Bebauungsplanänderung 
wird gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt, sodass von einer Umweltprüfung abge-
sehen werden kann. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch Offenlage der Planunterlagen in der Zeit vom 21.09.2020 
bis 21.10.2020 im Rathaus Gerolstein. Diese Offenlage wurde am 11.09.2020 öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 14.09.2020 über das Aufstellungsverfahren in-
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formiert und um Abgabe eventueller Stellungnahmen innerhalb der Auslegungsfrist bis zum 21.10.2020 
gebeten.  
Folgende Stellen haben mitgeteilt, dass keine Einwände gegen die Planung bestehen:  Westnetz GmbH, 
Gemeinden Dahlem und Hellenthal, Telekom, SGD Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Vermessungs- und Ka-
tasteramt. 
Folgende Stellen trugen keine grundsätzlichen Anregungen und Bedenken gegen die Planung vor, gaben 
jedoch Hinweis: 

 SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz: 
„Die Abwasserbeseitigung (Schmutz- und Niederschlagswasser) ist mit dem Abwasserpflichtigen 
abzustimmen. 

 Kreisverwaltung Vulkaneifel in Daun: 
„Auf der Planurkunde sollte der Geltungsbereich SO 3 Camping um den Zusatz Sanitärgebäude nä-
her spezifiziert werden. 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsgemeinderat wurde darüber informiert, dass während der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB bzw. 
im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen vorgebracht wurden, die 
zu einer Änderung der Planung führen. 
Die vorgebrachten Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in die Planung aufgenommen. 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt gemäß § 10 Abs. 1 BauGB den Entwurf des Bebauungsplanes „Camping-
platz Kronenburger See“, bestehend auf Planzeichnung und Text, als Satzung und billigt die Begründung. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Bebauungsplan durch Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in 
Kraft zu setzen sowie diejenigen Personen und Behörden, die Stellungnahmen vorgetragen haben, über das 
Ergebnis der Ratsentscheidung zu unterrichten. 
 
 
 
Anlage(n):  
Campingplatz, 4. Aenderg. Planteil 
Campingplatz, 4. Aenderg. Textteil 
 
 
 
 



Sauerwies

Ossenborn

Sieverschbenden

142

138

1

112

119

1

119

3

119

4

104

133

3

106

119

2

107

141

3

138

2

SO 3 (Camping)
FH max. 7,0 m

SO 2

SO 2

- 24 -

- 2
9 -

- 18 -

- 7
 -

Räumlicher Geltungsbereich der Änderung

ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 20 BauNVO)

GRENZEN (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Nutzungsschablone

PLANZEICHEN ALS FESTSETZUNGEN

Flurstücksgrenze, Flurgrenze, Nutzungsgrenze
Grenzpunkt, Flurstücksnummer (Bestand)319

- 15 - Bemaßung

PLANZEICHEN ALS HINWEISE, NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

Sondergebiet der Erholung (§ 10 BauNVO) mit
Zweckbestimmung Campingplatz (§ 10 Abs. 1, 2 und 5 BauNVO)

SO Camp

Firsthöhe als Höchstmaß in mFH

Art der baulichen Nutzung

maximale Firsthöhe ü. EGFB

Baugrenze

BAUGRENZEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Geltungsbereich des BPlans "Campingplatz Kronenburg"

PLANZEICHEN ALS FESTSETZUNGEN

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

"CAMPINGPLATZ KRONENBURGER SEE, 4. ÄNDERUNG"

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung RLP (II. Quartal 2020; UTM Z 32N)
Die Planunterlage erfüllt die Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung.

VERFAHRENSVERMERKE

Der Rat hat am ..........2020 gem. § 2 (1) BauGB i.V.m. § 13 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Dieser Beschluss wurde am 
..........2020 ortsüblich bekanntgemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind gem. § 4 (2) BauGB mit Schreiben 
vom ..........2020 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Der Rat hat am ..........2020 die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. Der Entwurf des Bebauungsplans mit 
Begründung hat in der Zeit vom ...... bis ..........2020 zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden im Rathaus Gerolstein öffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am ..........2020 mit dem Hinweis ortsüblich bekanntgemacht, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden können und gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung abgesehen wird. Es wird gem. § 4a (6) BauGB darauf hingewiesen, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, gem. § 13 (3) 
BauGB von einer Umweltprüfung abgesehen wird und, bei Aufstellung eines Bebauungsplans, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung 
unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Die Abwägung der abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Behörden sowie sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgte in der Sitzung des 
Rates vom ...........2020. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Der Rat hat am ........2020 den Bebauungsplan mit Begründung gem. § 10 (1) BauGB i.V.m. § 24 GemO Rheinland-Pfalz und § 88 LBauO als Satzung 
beschlossen.

Hallschlag, den ...........2020

(Siegel)

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Bebauungsplans mit dem Willen des Rates sowie die Einhaltung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans werden bekundet. Der Bebauungsplan als Satzung wird hiermit ausgefertigt. Die 
ortsübliche Bekanntmachung wird gem. § 10 (3) BauGB angeordnet.

Hallschlag, den ...........2020

(Siegel)

Die ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans erfolgte gem. § 10 (3) BauGB am .............2020. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung 
der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf Rechtsfolgen (§§ 44, 214 (1), 215 (1) BauGB) hingewiesen 
worden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Hallschlag, den ...........2020

(Siegel)

.......................................................
Der Ortsbürgermeister

.......................................................
Der Ortsbürgermeister

.......................................................
Der Ortsbürgermeister

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bek. vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634)

Baunutzungsverordnung i.d.F. der Bek. vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786)

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 
S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 
i.d.F. der Bek. vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. 
I S. 2513)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Art.  des Gesetzes vom 13.05.2019 (BGBl. I 
S. 706)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen 
und zur Sanierung von Altlasten (BBodSchG) vom 
17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art. 3 
Abs. 3 der Verordnung vom 27.09.2017 (BGBl. I S. 3465)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (BImSchG), i.d.F. der Bek. vom 
17.05.2013 (BGBl I. S. 1274), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 08.04.2019 (BGBl. I. S. 432) 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) vom 
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254)

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) i.d.F. der Bek. 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Art. 
37 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 448)

Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und 
Landschaft (LNatSchG) vom 21.12.2016 (GVBl. S. 583)

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 
24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 18.06.2019 (GVBl. S. 112)

Landesverordnung über Camping- und 
Wochenendhausplätze (CPlV RP) vom 18.09.1984 (GVBl. 
1984, 195), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
08.08.2017 (GVBl. S. 184)

Landesnachbarrechtsgesetz (LNRG) vom 15.06.1970 (GVBl 
1970, 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.07.2003 
(GVBl. S. 209)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Zur Art der baulichen Nutzung wird innerhalb des Geltungsbereichs der Planung SO 3 
entsprechend § 10 Abs. 1, 2 und 5 BauNVO ein der Erholung dienendes Sondergebiet 
festgesetzt und als Campingplatzgebiet (SO Camping) zweckbestimmt.
In SO 3 richtet sich die Zulässigkeit von baulichen oder sonstigen Anlagen nach der 
Landesverordnung über Camping- und Wochenendhausplätze (CPlV) bzw. nach dem 
geltenden Betriebskonzept (u.a. Platzordnung). Als zulässige Nutzungen werden Sanitär- und 
Waschanlagen festgesetzt.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a 
BauNVO)

Hinsichtlich der Höhenentwicklung wird eine maximale Firsthöhe (FH) von 7,0 m festgesetzt. Als 
Firsthöhe ist das Abstandsmaß zwischen der Oberkante Erdgeschoss-Fertigfußboden (unterer 
Bezugspunkt gem. § 18 BauNVO) bis zum oberen Abschluss der Dachfläche (First) bzw. bei 
Flachdächern bis zur Oberkante einer Attika zu verstehen.

Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Innerhalb des Gebietes SO 3 erfolgt die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche 
mittels Baugrenzen gemäß Planeinschriebe.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. § 25a und b BauGB)

Die Zuwegungen sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu befestigen. Es können z.B. 
verwendet werden: offenfugiges Pflaster, Drain-Pflaster, Schotterrasen, wassergebundene 
Decke o.ä. "Campingplatz Kronenburger See, 4. Ä." 
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A EINLEITUNG

A1 ZIELE UND INHALTE DES BEBAUUNGSPLANS

A1.1 Anlass und Zweck der Planaufstellung 

Aufgrund der anhaltend hohen Auslastung des Campingplatzes "Kronenburger See" erwägt der Betreiber,
den Ausstattungsstandard der Freizeitanlage durch ein zusätzliches Sanitärgebäude zu erhöhen. Während
im östlichen Abschnitt des Areals eine solche Anlage bereits Gegenstand der ursprünglichen Bebauungsplan
war, muss westlich des Zentralgebäudes zunächst die planungsrechtliche Voraussetzung für eine Baugeneh-
migung geschaffen werden. 

Nach Bekanntwerden der Bauabsichten hat der Gemeinderat beschlossen, für den Standort des Sanitärge-
bäudes den Bebauungsplan "Campingplatz Kronenburger See" erneut zu ändern. Der Geltungsbereich die-
ser 4. Änderung ist annähernd identisch mit der Grundfläche des beabsichtigten Bauwerks inklusive mögli-
cher kleinerer Erweiterungen, so dass sich die Nutzungen im Umfeld weiterhin nach den geltenden Fest-
setzungen der Vorgängerplanungen richten.

A1.2 Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich Bebauungsplans "Campingplatz Kronenburger See, 4. Änderung" – Gemarkung Hall-
schlag, Flur 8 umfasst mit rund 200 m2 einen Teilbereich des Flurstücks 138/2 (Auszug aus den Geobasis-
informationen, Stand III. Quartal 2020). Die genaue Abgrenzung ist der Planunterlage zu entnehmen.

Der Änderungsbereich liegt im südwestlichen Abschnitt des seit 26.10.1989 rechtskräftigen Bebauungs-
plans "Campingplatz Kronenburger See".

A2 ÜBERGEORDNETE UND SONSTIGE PLANUNGSVORGABEN

• Landes- und Regionalplanung

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV, 2008) enthält für den vorliegenden Planungsraum keine Ziele
und Grundsätze, die der Planänderung entgegenstehen könnten. Das Plangebiet liegt in diesem Sinne inner-
halb der landesweit bedeutsamen Bereichs für Erholung und Tourismus.

Nach den Vorgaben des rechtsverbindlichen Regionalen Raumordnungsplans (ROPl, Region Trier, mit
Teilfortschreibung 2004) liegt das Plangebiet großräumig in einem Vorranggebiet für Erholung mit guter Eig-
nung. Das Plangebiet liegt ferner in einem Schwerpunktbereich der weiteren Fremdenverkehrsentwicklung,
in welchem der Ortsgemeinde Hallschlag die besonderen Funktionen/ Eigenentwicklung Landwirtschaft, Er-
holung und Wohnen zugewiesen werden. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen dieser Bebauungsplanung nehmen auf die vorgenannten Grundsätze
und Ziele der Landesplanung und Raumordnung Bezug und erfüllen somit das Anpassungsgebot gem. § 1
Abs. 4 BauGB. 

• Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan (FNP, 2006) mit integriertem Landschaftsplan (LP) der ehemaligen Verbandsge-
meinde Obere Kyll stellt das Plangebiet (Kartenausschnitt 1) dem Bestand folgend als Sonderbaufläche dar.
Dieses grenzt im FNP unmittelbar an die Landesgrenze zu Nordrhein-Westfalen im Norden. Entlang der
südlichen Grenze verlaufen ein überregionaler Radweg, welcher das Gebiet u.a. quert sowie die Trasse ei-
ner stillgelegten Eisenbahnstrecke. Sonstige, die Planung betreffende Darstellungen, enthält der FNP nicht.
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Der Bebauungsplan entspricht somit den Darstellungen des FNP, so dass er gemäß § 8 Abs. 2 BauGB als
aus diesem entwickelt gilt.

B STÄDTEBAULICHE ASPEKTE

B1 PLANINHALT UND FESTSETZUNGEN

B1.1 Bebauung

• Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Zur Art der baulichen Nutzung wird innerhalb des Geltungsbereichs der Planung SO 3 entsprechend § 10
Abs. 1, 2 und 5 BauNVO ein der Erholung dienendes Sondergebiet festgesetzt und als Campingplatzgebiet
(SO Camping) zweckbestimmt.
In SO 3 richtet sich die Zulässigkeit von baulichen oder sonstigen Anlagen nach der Landesverordnung
über Camping- und Wochenendhausplätze (CPlV) bzw. nach dem geltenden Betriebskonzept (u.a. Platz-
ordnung). Als zulässige Nutzungen werden Sanitär- und Waschanlagen festgesetzt.

Obgleich sich die Art der baulichen Nutzung nicht grundsätzlich ändert, wird sie durch die Änderungspla-
nung örtlich jedoch spezifiziert und bietet die Voraussetzung für die Genehmigung eines Sanitärgebäudes.
Nutzungen innerhalb des nachrichtlich übernommenen SO 2 richten sich weiterhin nach den Regelungen
der Vorgängerplanungen.

• Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

Hinsichtlich der Höhenentwicklung wird eine maximale Firsthöhe (FH) von 7,0 m festgesetzt. Als Firsthöhe
ist das Abstandsmaß zwischen der Oberkante Erdgeschoss-Fertigfußboden (unterer Bezugspunkt gem. § 18
BauNVO) bis zum oberen Abschluss der Dachfläche (First) bzw. bei Flachdächern bis zur Oberkante einer
Attika zu verstehen.

Die Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung in Form einer maximalen Firsthöhe leitet sich aus den zu
erweiternden sanitären Kapazitäten ab. Ein zu Querachse des Gebäudes verlaufender Höhensprung zwi-
schen den beiden Zuwegungen sorgt zudem für eine geschossweise Staffelung.

• Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Innerhalb des Gebietes SO 3 erfolgt die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche mittels Baugren-
zen gemäß Planeinschriebe.

Die Abmessungen des sog. Baufensters entsprechen praktisch dem Umgriff des Geltungsbereichs der Pla-
nung und bieten neben dem geplanten Sanitärgebäude Raum für künftig mögliche Erweiterungen.

B1.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. § 25a und b BauGB)

Die Zuwegungen sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu befestigen. Es können z.B. verwendet werden: of-
fenfugiges Pflaster, Drain-Pflaster, Schotterrasen, wassergebundene Decke o.ä.

Grünordnerische Festsetzungen sind im sog. vereinfachten Verfahren zwar nicht gesetzlich vorgeschrieben,
erscheinen vor dem Hintergrund allgemeiner und aktueller Umweltbedingungen jedoch geboten. So redu-
ziert eine möglichst geringe Flächenversiegelung die Dynamik des Oberflächenabflusses insbesondere bei
Starkregen und befördert den weitestgehenden Verbleib des Niederschlags vor Ort.
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B2 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE

B2.1 Nachrichtliche Übernahmen

• Bodenschutz, Bergbau, Geologie und Hydrologie

Eine konkrete Belastung durch Altablagerungen und Kampfmittel im Plangebiet ist nicht bekannt. Dennoch
ist das Vorhandensein von nicht registrierten Altablagerungen nicht auszuschließen. Sollten im Zuge von
Baumaßnahmen Abfälle (Bauschutt, Hausmüll) oder sonstige Auffälligkeiten (geruchlich, visuell) festgestellt
werden, so ist die SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Trier, umge-
hend zu informieren.
Es ist sicherzustellen, dass keine Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen vorliegen, die geeignet sind, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit her-
beizuführen (§ 2 Abs. 3 Bodenschutzgesetz). Ferner ist die generelle Bebaubarkeit, die Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Belange des Umweltschutzes im Sinne des § 1 BauGB zu
gewährleisten (Erlass zur Berücksichtigung von Fläche mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei
der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren).
Anfallende Bodenaushub- und Bauschuttmassen sind entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen
Bestimmungen ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten bzw. zu entsorgen. Gefährliche Abfälle, z.B.
schadstoffbelasteter Erdaushub sind der Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH (SAM
mbH) zur Entsorgung anzudienen.
Zum Schutze des (Mutter-)Bodens sind die Vorgaben des § 202 BauGB i.V.m. der DIN 18915 sowie aus in-
genieurgeologischer Sicht weitere Anforderungen an den Baugrund (DIN 19731, 4020, 4124, DIN EN
1997-1 und -2) zu beachten. Die Erstellung eines Baugrundgutachtens einschließlich der Prüfung der Hang-
stabilität wird dringend empfohlen.
Bei Gründungs- und Bodenarbeiten wird die Einholung eines Boden- und hydrologischen Gutachtens (DIN
1054) bzw. die Durchführung von Geländeuntersuchungen empfohlen.

• Naturschutz

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des insgesamt ca. 405 km2 großen Landschaftsschutzgebietes (LSG,
gem. § 20 LNatSchG) "Naturpark Nordeifel, Teilgebiet Landkreis Prüm" (Schutzzone NTP-072-001). Mit
der Schutzgebietsverordnung soll in diesem Gebiet "die Erhaltung eines ausgewogenen Naturhaushaltes,
die Bewahrung und Pflege der Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes, die nachhaltige Sicherung des
Erholungswertes und die Verhinderung und Beseitigung von Landschaftsschäden" bewirkt werden. Laut § 1
Abs. 2 der LSG-Verordnung (vom 06.11.1970) sind die rechtskräftig per Bebauungsplan ausgewiesenen
Gebiete vom Schutzstatus ausgenommen. 

B2.2 Hinweise

• Dachgestaltung

Als Dacheindeckungsmaterialien werden unglasierte bzw. nicht stark Licht reflektierende Dachziegel/ -pfan-
nen und Schiefer, Dachbegrünungen sowie entsprechende Anlagen für die Nutzung regenerativer (solarer)
Energien empfohlen. Das Farbspektrum sollte sich hierbei nach den Farbtönen: RAL 3007 (Schwarzrot),
RAL 5004 (Schwarzblau), RAL 5008 (Graublau), RAL 6008 (Braungrün), RAL 7013 (Braungrau), RAL 7015
(Schiefergrau), RAL 7016 (Anthrazitgrau), RAL 7021 (Schwarzgrau), RAL 7026 (Granitgrau), RAL 8012
(Rotbraun), RAL 8014 (Sepiabraun), RAL 8019 (Graubraun), RAL 8022 (Schwarzbraun), RAL 8025 (Blass-
braun), RAL 8028 (Terrabraun), RAL 9005 (Tiefschwarz) oder in nach Herstellerbezeichnungen ähnlichen
bzw. vergleichbaren Farbtönen richten.

• Ressourcenschutz

Es wird empfohlen, Niederschlagswasser zu sammeln (z.B. in Zisternen, unterirdische Stauräume, Wasser-
teiche) und als Brauchwasser (Toilette, Beregnung der Außenanlagen) zu nutzen. Dabei sind die hygieni-
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schen Auflagen des Bundesgesundheitsamtes, die aktuelle Trinkwasserverordnung und die entsprechenden
Satzungen der Kommune in den jeweils gültigen Fassungen zu berücksichtigen. Die Umsetzung aktiver und
passiver Maßnahmen zur Nutzung regenerativer Energiequellen wird empfohlen.

• Radonvorsorge

Im Plangebiet kann ein erhöhtes Radonpotential nicht ausgeschlossen werden. Obwohl das geplante Ge-
bäude nicht dem dauerhaften Aufenthalt von Personen dient, werden folgende bauliche Maßnahmen emp-
fohlen: Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angreifende Boden-
feuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an DIN 18195; konstruktiv bewehrte, durchgehende
Bodenplatte aus Beton (Dicke: mind. 15 cm, mit Nachweis der Rissüberbrückung); Abdichtung von Durch-
dringungen der Bodenplatte und der Hauswandungen (Zu- und Ableitungen) mit radondichten Materialien;
Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel u.a. von außen; im Falle einer baulichen Trennung von Keller-
geschoss und darüber liegenden Etagen dicht schließende Kellertür zum Wohnbereich und fachgerechte
Abdichtung von Durchdringungen der Kellerdecke (z.B. Leitungen, Schächte).

B3 VERWIRKLICHUNG UND AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

B3.1 Rechtsfolgen der Planänderung

Das Bebauungsplanverfahren wird gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt, sodass von
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2
Satz 2  sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und § 10a Abs. 1 abgesehen. Ebenso
ist § 4c (Überwachung/ Monitoring) ist nicht anzuwenden. Das Planvorhaben beansprucht weniger als eine
zulässige Baufläche von 10.000 m2 und dient alleinig der Bereitstellung zusätzlichen Wohnraums.

Des Weiteren bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b genannten
Schutzgüter sowie dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen
von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des BImSchG zu beachten sind.

Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht gemäß § 17 Abs. 1
UVPG für den Bebauungsplan nicht. Es handelt sich hier um ein bauplanungsrechtliches Vorhaben (städte-
bauliches Vorhaben), das die in der Anlage 1 zum UVPG genannten Schwellenwerte (Größen-/ Leistungs-
werte; gem. § 19 BauNVO) unterschreitet. Es löst somit weder die Verpflichtung zur Durchführung einer
allgemeinen, noch standortbezogenen Vorprüfung aus.

Mit Erlangung der Rechtskraft des Bebauungsplans "Campingplatz Kronenburger See, 4. Änderung treten
innerhalb dessen Geltungsbereich die Regelung der Ursprungsplanung von 1989 außer Kraft (neues Recht
verdrängt das alte). Die außerhalb des aktuellen Geltungsbereichs getroffenen Festsetzungen der Ur-
sprungsplanung sowie die bis dato erfolgten Änderung (1 bis III) behalten hingegen ihre Gültigkeit. Eine Bo-
denordnung ist nicht erforderlich.

B3.2 Ver- und Entsorgung, Erschließung

Das Plangebiet ist von stadttechnischen Medien nur unzureichend erschlossen. Notwendige Arbeiten an
den Versorgungsanlagen sind im Einzelnen mit den zuständigen Versorgungsträgern rechtzeitig abzustimmen
und die gegebenen Hinweise zur Bauausführung zu beachten; ggf. sind entsprechende Erschließungsverträge
abzuschließen:

• Elektrizität: Die elektrische Versorgung des Plangebietes erfolgt aus dem örtlichen Niederspannungs-
netz des Campingplatzes.

• Wasserversorgung: Die Versorgung mit Trink- und Löschwasser erfolgt über das örtlich vorhandene
Leitungssystem.

7Planungsbüro Böffgen, 2020

"Campingplatz Kronenburger See, 4. Änderung"



• Schmutz-/ Niederschlagswasserbeseitigung: Die Konzeption sieht den Anschluss des Sanitärgebäudes
zu einer im Campingplatz vorhandenen Kanalisation vor. 

• Verkehr: Die Erreichbarkeit des Gebäudes ist über die innere Wegeführung des Campingplatzes ge-
währleistet, wie sie im aktuellen Katasterplan in Form von Nutzungsgrenzen ihre Darstellung findet.

B3.3 Kosten, Folgeinvestitionen

Im Zuge dieses Bebauungsplans entstehen Kosten für ingenieurtechnische Planungen und die Realisierung
des Vorhabens, welche gemäß Durchführungsvertrag vom privaten Vorhabenträger übernommen werden;
kommunale Folgeinvestitionen sind nicht zu erwarten.
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C ANLAGEN
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